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Interpellation Marlene Fischer (Grüne, Olten): Unterstützung der Forderungen nach Y~u.,,....,­ 
einer klimagerechten Schweizerischen Nationalbank (SNB) 

Der Kanton Solothurn ist mit 1200 Aktien an der Schweizerischen Nationalbank (SNB) 
beteiligt und hat eine Beteiligungsquote von 1.3%. Die SNB hat erste kleine Schritte gegen 
die Klimakrise unternommen. Sie hat jedoch weder einen klaren Fahrplan noch Ziele in 
Bezug auf die Klimakrise und den Verlust der biologischen Vielfalt definiert. Sie legt nicht 
transparent offen, was sie unternimmt und setzt zudem nicht alle ihre regulatorischen 
Instrumente aktiv ein. In verschiedenen Umwelt-Rankings von Zentralbanken ist die SNB im 
letzten Jahr stark zurückgefallen und liegt nun hinter allen anderen westeuropäischen 
Zentralbanken. Gemäss einer Studie der «Artisans de la Transition» steuert die SNB mit 
ihrem Portfolio auf eine globale Erwärmung eine Erwärmung von 4 - 6 °C zu. Noch immer 
investiert die SNB in zahlreiche klimaschädliche Unternehmen weltweit. Gemäss 
snbinvestments.ch gehören dazu fossile Unternehmen wie Exxonmobil (USD 1593.95 
Millionen), Chevron (USD 1162.19 Millionen), Duke Energy (USD 310.37 Millionen), Shell 
(USD 877.07 Millionen) oder Enbridge (USD 337.67 Millionen). Damit verstösst die SNB 
nicht nur gegen die Ziele der Schweizer Klimapolitik, das Pariser Klimaabkommen und die 
Biodiversitätskonvention, sondern auch gegen ihre eigenen Richtlinien zur Anlagepolitik, 
wonach die SNB keine Aktien oder Anleihen von Unternehmen erwirbt, die systematisch 
gravierende Umweltschäden verursachen. 

Die SNB-Koalition unter dem Dach der Klima-Allianz hat deshalb am 31. Januar drei Anträge 
für die Generalversammlung der SNB am 28. April eingereicht. Die Anträge sind unter 
www.unsere-snb.ch/blog/antraege-eingereicht einsehbar. 

Auch bei der aktuellen Rettung der fossilen Krisenbank Credit Suisse ist nicht klar, zu 
welchen Bedingungen öffentliche Gelder verliehen wurden. Insbesondere ist nicht davon 
auszugehen, dass die Unterstützung an die Einhaltung sozial gerechter und nachhaltiger 
Richtlinien gebunden wurden. Dabei sollte die öffentliche Hand das Volksvermögen der SNB 
im Einklang mit ihren internationalen Verpflichtungen, wie beispielsweise dem Pariser 
Klimaabkommen, nutzen. 

In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um die Beantwortung folgender 
Fragen: 

1. Unterstützt der Regierungsrat die Forderung der SNB-Koalition, dass die SNB einen 
Übergangsplan ausarbeitet, um ihre Geld- und Währungspolitik, sowie ihr 
Devisenportfolio mit dem Pariser Klimaabkommen und der Biodiversitätskonvention 
in Einklang zu bringen? 

2. Unterstützt der Regierungsrat die Forderung, dass die SNB zusätzliche Vorschriften 
zum Umgang mit Klima- und Biodiversitätsrisiken für den Schweizer Finanzplatz 
erlassen soll? 

3. Unterstützt der Regierungsrat die Forderung nach der Einsetzung eines Ethikrates 
für die SNB? 

4. Sind dem Regierungsrat weitere ihm angegliederte Institutionen bekannt, welche 
Aktien der SNB besitzen? 



5. Unterstützt der Regierungsrat die Forderung nach voller Transparenz über die 
Bedingungen des Rettungskredits zwischen der SNB und der Credit Suisse? Falls ja, 
wie nimmt der Regierungsrat diesbezüglich Einfluss? 

6. Befürwortet der Regierungsrat, dass die Rettung von Banken wie der Credit Suisse 
von der Einhaltung sozial gerechter und nachhaltiger Richtlinien (Klima und 
Biodiversität) abhängig gemacht wird? Falls ja, wie nimmt der Regierungsrat 
diesbezüglich Einfluss? 

Unterschriften: 


